
Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
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den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und



„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten



Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!

Der  Tradwives-Trend:
Hausfrauenromantik  und  die
Rechten
Von Isma Johnson, Revolution, FIGHT! März 2024

Habt ihr schon mal auf TikTok oder Instagram ein Video von jungen Frauen
gesehen, die ganz ästhetisch Haushaltstätigkeiten wie Kochen, Putzen oder
Kinderbetreuung nachgehen? So kommen viele Menschen, vor allem junge
Frauen,  das  erste  Mal  mit  „Tradwives“  in  Kontakt.  „Tradwives“  ist  die
Kurzform für „traditional wives“ und diese „traditionellen Frauen“ wollen
den überholten Rollenbildern für Hausfrauen der 1950er Jahre nacheifern.
Manche  von  ihnen  tragen  auch  gleich  die  Mode  dieser  Zeit  mit
Petticoatkleidern und Lockenwicklerfrisuren. Andere orientieren sich eher
am Landleben (oder daran, was sie sich darunter vorstellen, Stichwort: die
Internetästhetik Cottagecore). Viele von ihnen behaupten, es ginge ihnen nur
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darum, zu Hause zu bleiben und nicht arbeiten gehen zu müssen, für ihren
Mann und ihre Kinder zu sorgen und ihren Lebensstil nach außen zu tragen.
Aber neben Kochvideos, Babyinhalten und ästhetischen Bildern tauchen etwa
bei Estee Williams, einer Tradwife mit über 140 Tausend Follower:innen auf
TikTok,  Videos  mit  ganz  anderen  Inhalten  auf.  So  erzählt  sie  ihren
Follower:innen z. B.: „Gott erschuf zwei Geschlechter zu unterschiedlichen
Zwecken“ und „Die Frau, die Ehefrau ist eine Hausfrau“, erklärt, wie sie den
richtigen maskulinen Mann anziehen können, und fordert sie auf, sich ihm
nach den Prinzipien der Bibel zu unterwerfen.

Warum sind Tradwives so gefährlich?
Tradwives definieren sich aber nicht nur über die Rolle als Hausfrau. Auch
wenn sie diese Tätigkeit ausüben, macht eines sie viel mehr aus: warum sie
das tut.  Denn hinter  der  harmlos erscheinenden,  ultrafemininen Ästhetik
steckt  meist,  wie  bei  Williams,  die  Vorstellung,  dass  Frauen  sich  selbst
hintanstellen  und  ihrem  Mann  unterwerfen  sollten.  Manche  Tradwives
distanzieren sich zwar ausdrücklich vom ultrarechten Teil der Bewegung und
hängen verschiedenen (konservativen) Ideologien an, aber immer beruhen
diese darauf, Geschlechterrollen zu festigen. Das zeigt sich schon darin, dass
eine  „traditionelle  Frau“  ganz  andere  Aufgaben übernehmen soll  als  ein
„traditioneller Mann“. Wie sie sich verhalten soll,  ist festgeschrieben und
etwas dazwischen soll es erst recht nicht geben.

Das Spektrum von Tradwifethemen beginnt bei eher konservativen Frauen,
deren Fokus vor allem auf „traditionellen“ Rollen, konservativen Werten und
Hausarbeit liegt, welche subtil in Vergleich zur abgelehnten modernen Welt
gesetzt werden. Von da aus besteht ein fließender Übergang zu solchen mit
größerem Fokus auf Tradition und Nationalismus, die offen Antifeminismus,
Queerfeindlichkeit,  Antisemitismus,  Rassismus  und  antiwissenschaftliche
Standpunkte (insbesondere gegen Impfungen) vertreten und via Social Media
bewerben. Also alles, was die extreme Rechte und Verschwörungstheorien zu
bieten haben, aber eben unter dem Deckmantel einer harmlosen „Stay-at-
Home-Mom“.  Die  Hyperfeminität  dient  also  dazu,  die  dahinterstehende
autoritäre Ideologie zu verschleiern und so massentauglicher zu werden. Der



religiöse Teil  der Bewegung versucht auch, durch Bibelverse Frauen von
ihrer aufgezwungenen Geschlechterrolle zu überzeugen, zum Beispiel durch
Epheser  5.22:  „Ihr  Frauen,  ordnet  euch  euren  Männern  unter  wie  dem
Herrn.“

Auch haben die unterschiedlichen Regulationen von Plattformen eindeutig
einen Einfluss auf den Inhalt der Posts. Das etwas weniger regulierte und
moderierte TikTok wird beispielsweise eher genutzt, um ideologische Inhalte
zu posten,  wohingegen auf  Instagram eher ästhetische Inhalte  verbreitet
werden sollen und somit auch oftmals als Startpunkt für eine Radikalisierung
dienen  können.  Auch  die  sind  aber  keineswegs  harmlos,  da  neben
#traditionalwomen auch rechte Dogwhistles (Nutzung einer Sprache, die je
nach Publikum unterschiedlich verstanden werden kann) wie #redpillwomen
unter  den  Posts  genutzt  werden  –  ein  Hashtag  der  auf  radikalen
Antifeminismus und Incels verweist und den Abstieg in die Alt-Right-Bubble
bedeuten kann. Nicht zufällig ist die Tradwife-Bewegung in den USA nach
den Wahlen 2016, aber auch aus der europäischen Identitären Bewegung
entstanden,  um das  sogenannte  „Frauenproblem“ zu  lösen,  also  bewusst
mehr Frauen für die männerdominierten Bewegungen anzuwerben. Dabei ist
die Beteiligung von Frauen an der extremen Rechten nichts Neues. Schon
der  Ku-Klux-Klan  der  1960er  Kahre  hatte  eine  Frauenorganisation,  die
Männer bei  rassistischen Angriffen bis zu Vergewaltigungen und Morden
unterstützte,  indem  die  Frauen  aktiv  ihre  Ideologie  verbreiteten,  neue
Mitglieder  anwarben und Proteste  organisierten.  Sie  halfen auch an der
Schule, beispielsweise durch Bibelkunde, ihre Ideologie bereits in der Jugend
zu verbreiten, und traten im Wahlkampf für ihre Kandidat:innen ein, indem
sie  negative  Propaganda  über  die  Gegner:innen  verbreiteten,  um  sie
auszustechen.

Auch  manche  Radikalfeministinnen  oder  TERF’s  (trans  exkludierende
Radikalfeminist:innen)  entwickeln  sich  in  die  Richtung  von  „Tradwifery“,
obwohl  sie  zunächst  entgegengesetzt  erscheinen.  Denn Tradwives  wollen
sich ja eigentlich von den „Ketten“ des modernen Feminismus befreien und
ihren Follower:innen erzählen, die Ablehnung von Femininität, Häuslichkeit
und Familie würde sie erst so derart depressiv machen und dafür sorgen,



dass sie nicht als heiratsfähig angesehen werden würden. Trotzdem sind sich
die beiden Gruppen in einer Hinsicht einig: dem biologischen Essentialismus.
Beide behaupten, Frauen und Männer hätten tiefer liegende Eigenschaften
durch ihre Biologie oder Genitalien, feiern die Rolle der Mutter (die für sie
nur Frauen einnehmen können) und lehnen Geschlechtsidentitäten ganz ab.

Warum  liegen  Tradwives  auf  einmal  so  im
Trend?
Aber warum bekommen Tradwives überhaupt so viel Aufmerksamkeit und
Zuwachs?  Sie  stellen  eine  vermeintliche  Flucht  aus  den  Tiefen  des
Kapitalismus dar. Wer möchte nicht dem ständigen Stress des Alltags mit
Leistungsdruck  am Arbeitsplatz  und  der  gleichzeitig  ständig  anfallenden
Haus-  und   Carearbeit  entfliehen?  Es  ist  ein  Fakt,  dass  Frauen  am
Arbeitsmarkt  und  zuhause  in  der  Reproduktionsarbeit  mehr  ausgebeutet
werden als Männer, da sie einerseits nach wie vor weniger verdienen und
andererseits aufgrund der Geschlechterrollen den Großteil der anfallenden
Reproduktionsarbeit  planen  und  durchführen.  Sie  müssen  also  arbeiten
gehen und sich und ihre Familie in der „Freizeit“ wieder arbeitstauglich
machen, indem sie die Ware Arbeitskraft reproduzieren. Das schließt das
Kochen,  Putzen  etc.  mit  ein,  aber  auch  emotionale  Sorgearbeit  und  die
Reproduktion  der  Klasse  an  sich,  indem  neue  Kinder,  später  dann
Arbeiter:innen, herangezogen werden. Tradwives wissen, dass das schwer
möglich ist und für viele eine extrem Anstrengung darstellt, die sie bis zum
Burnout bringen kann. Und so behaupten sie ganz nach dem Motto „Früher
war alles besser“, Frauen sollten ihre Ausbeutung verringern, indem sie die
Arbeitswelt einfach wieder verlassen. Hinzu kommen die Unsicherheiten des
modernen Kapitalismus, dass man vielleicht auch erstmal gar nicht weiß, wer
man sein will und was man mit sich und seiner Arbeitskraft anfangen soll,
also z. B. welchen Job man ausführen soll. Das ist das Dilemma der doppelt
freien Lohnarbeit, welches sich mit der Ausdifferenzierung des Kapitalismus
immer weiter zugespitzt hat: frei von eigenen Produktionsmitteln, aber auch
in der Entscheidung, wem eigentlich die Arbeitskraft verkauft werden soll.
Tradwives bieten dagegen eine feste Rolle statt dieser Unsicherheiten und
stellen die traditionelle Familie als Lösung für das ganze Dilemma dar. Damit



soll ein Halt in dem ganzen Chaos geboten werden.

Außerdem sollen Kinder und Jugendliche durch die mütterliche Betreuung
vor „schlechtem“ Einfluss geschützt werden. Müttern, besonders in den USA,
wird Angst gemacht, dass ihre Kinder in der staatlichen Schule nur etwas
über „woke Ideologie“, Genderwahn und letztendlich Kommunismus lernen
würden, was natürlich weit von der Wahrheit entfernt ist. Aber auch sehr
reale  Probleme  bewegen  (werdende)  Mütter  dazu,  sich  nach  anderen
Modellen als der staatlichen Schule und der Kita zu sehnen. In Deutschland
etwa Angst vor schlechter Betreuung durch überlastete Kitas und schlechte
Betreuungsschlüssel.

Hausfrau werden ist nicht die Lösung!
Aber kann das Leben als Tradwife diese Probleme wirklich lösen? Bietet die
Alt-Right wirklich eine Alternative zur modernen kapitalistischen Ausbeutung
an?  Natürlich  nicht,  denn  sie  will  den  Kapitalismus  nicht  überwinden.
Vielmehr  ist  die  Reproduktionsarbeit,  die  größtenteils  die  Frauen  der
Arbeiter:innenklasse  verrichten,  notwendig,  damit  der  Kapitalismus
funktioniert, denn ohne sie würde sich niemand mehr regenerieren und dann
arbeiten gehen können. Die traditionelle, bürgerliche Familie, die Tradwives
mit  aller  Kraft  als  das  ideale  Leben bewerben,  ist  entscheidend für  die
Reproduktion der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus und auch in rechten
Ideologien spielt sie eine Schlüsselrolle. Dort soll nämlich das „Volk“ durch
Fortpflanzung in der Kleinfamilie erhalten werden, ohne dass wiederum laut
Rechten die Nation untergeht. Die Alt-Right sieht Tradwives als Lösung an,
da sie genau ihr essentialistisches Weltbild, ihre Vorstellung davon, was eine
Frau „natürlicherweise“ ist, ausleben.

Dass  das  ganze  Konzept  einen  augenscheinlichen  Klassencharakter
beinhaltet, dürfte klar sein. Denn welche Familie der Arbeiter:innenklasse
kann sich bitte eine Frau, die gar nicht arbeiten geht, leisten? Gerade in
Zeiten von Krise, Inflation und massivem Reallohnverlust ist das vor allem
ein  Lebensentwurf  des  Kleinbürger:innentums  und  der  lohnabhängigen
Mittelschichten, was sich auch in der Verbindung zu rechten Bewegungen
zeigt,  für die,  wie im Fall  des Faschsimus, das Kleinbürger:innentum die



Klassenbasis darstellt. Für die unteren Klassen – vor allem in Halbkolonien –
ist es eher eine Utopie, die sich im Kapitalismus nicht erfüllen lässt. Für die
herrschende Klasse stellt das Ganze sowieso nichts Erstrebenswertes dar,
denn die lässt die Reproduktionsarbeit sowieso von Angestellten erledigen,
da  für  sie  kein  Arbeitszwang  besteht  und  die  ganze  Familie  von  der
Ausbeutung anderer lebt. Früher war das etwas anders. Da konnten auch
besserverdienende  Schichten  der  Arbeiter:innenklasse,  zum  Beispiel  die
Arbeiter:innenaristokratie,  in  den  imperialistischen  Kernzentren  und  in
einigen Halbkolonien ihre Familie mit ernähren, ohne dass die Frau selber
einer Lohnarbeit nachgehen musste. Aber das ist spätestens seit Beginn der
Phase des Neoliberalismus in den 1980er Jahren immer weniger möglich, da
das Profitstreben des Kapitals danach verlangte, auch Frauen immer mehr in
den  Arbeitsmarkt  zu  integrieren,  während  gleichzeitig  die  Löhne  immer
weiter sanken. Daher ist klar, dass dass das Ideal der bürgerlichen Familie
für  die  Arbeiter:innenklasse  noch  nie  vollumfänglich  erreichbar  war,
heutzutage  allerdings  weniger  denn  je.  Dennoch  wurde  die  bürgerliche
Familie zur prägenden ideellen und materiellen Form und damit auch zu
einem  Kern  reaktionärer  Geschlechterrollen.  Diese  Verallgemeinerung
basiert  auf  einer  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung.  Und  durch  die
Tradwive-Bewegung  kann  es  auch  hier  die  Auswirkung  haben,  dass
Geschlechterrollen wieder weiter gefestigt werden, indem die Arbeiterinnen
weiterhin  bzw.  wieder  vermehrt  der  Reproduktionsarbeit  nachgehen,
während sich ihre Lohnarbeit  im vermeintlich flexiblen Niedriglohnsektor
ansiedelt,  da  sie  so  eben  auch  in  der  Lage  sind,  neben  ihr  auch  der
Reproduktionsarbeit nachgehen zu können, da sie nicht Vollzeit arbeiten.

Obwohl argumentiert wird, dass das Hausfrau-Sein an sich unproblematisch
ist und erst die Ideologie von Tradwives das Problem darstellt, muss ganz
klar unterstrichen werden: Eine Hausfrau ist  materiell  abhängig. Frauen,
welche Hausfrauen werden („wollen“), indem sie gar nicht arbeiten gehen
oder auf Teilzeit- bzw. Minijobbasis angestellt werden, werden nach wie vor
ausgebeutet, bekommen kein oder nur viel weniger Geld und werden so um
einiges abhängiger von ihren Männern. Und das geben Tradwives auch offen
zu und finden das sogar super:  „Er überwacht die wichtigsten Finanzen.
Wenn ich Geld und Kleingeld für ein Sofa ausgeben will, sagt er ,Nein’, denn



er  weiß,  was  rein-  und  rausgeht“,  schreibt  die  britische  Tradwife  Alena
Pettitt.  Aber  das  ist  wirklich  gefährlich:  Aus  finanziellen  Gründen schon
können Frauen sich hier zum Beispiel nicht mehr trennen, und ihre Männer
können mehr Kontrolle über sie ausüben – ihre „frei gewählte“ Ideologie wird
also  durch ihre  materiellen  Umstände zum Zwang.  Es  ist  auch so,  dass
manchen Männern das  sehr  deutlich  bewusst  ist  und sie  dann teilweise
(körperliche) Gewalt anwenden, um zu bekommen, was sie wollen, ohne sich
darüber Sorgen zu machen, dass ihre Frau sich trennen wollen könnte. Auch
das  Thema  Altersarmut  darf  nicht  unterschätzt  werden.  In  Deutschland
beispielsweise  bekommt  man  erst  eine  gesetzliche  Rente,  wenn  man
mindestens 5 Jahre gearbeitet und Beitrag gezahlt hat. Das kann zwar durch
einen Anspruch auf Mütterrente oder diverse staatliche Zuzahlungen auch
erreicht werden, jedoch fällt die Altersrente dann trotzdem deutlich geringer
aus als bei Männern, die Vollzeittätigkeiten nachgegangen sind. Da Frauen
häufiger im Niedriglohnsektor tätig sind und oftmals nicht Vollzeit arbeiten,
bekommen sie in Deutschland durchschnittlich monatlich 314 Euro weniger
Rente  (Stand  für  das  Rentenjahr  2022).  Doch  das  ist  natürlich  nur  ein
Durchschnitt, wo es auch mitunter deutliche Schwankungen gibt.

Für  eine  echte  Perspektive  gegen
Frauenunterdrückung!
Der  bürgerliche  Feminismus  kann  die  aufstrebende  Tradwife-Bewegung
jedoch  nur  bedingt  bekämpfen  und  gibt  ihr  sogar  einen  gewissen
Aufschwung. Er bietet nämlich keine (langfristige) Lösung gegen Ausbeutung
und Reproduktionsarbeit, sondern kann diese höchstens auf mehr Menschen
verteilen.  Doch hier  zeigen sich bereits  die  Grenzen der  kapitalistischen
Wirtschaftsweise: So leisten Frauen täglich immer noch durchschnittlich 74
Minuten mehr Hausarbeit in Deutschland als ihre Männer. Diese Messung
bezieht  sich  jedoch  nur  auf  ausgeführte  Tätigkeiten  und  klammert  das
äußerst anstrengende Planen und Delegieren von Aufgaben aus, was auch
zumeist  Frauen  übernehmen  müssen.  Hinzu  kommen  Reiche,  die  sich
Angestellte holen und keinen Finger im Haushalt krümmen. Eine gerechte
Aufteilung  sieht  wirklich  anders  aus.  Denn  selbst  zu  einer  besseren
Umschichtung  von  Reproduktionsarbeit  ist  insbesondere  der  liberale



Feminismus  überhaupt  nicht  in  der  Lage.  Die  Märchen  des  Girlboss-
Feminismus  und  des  Choice-Feminismus  individualisieren  die
Frauenunterdrückung und zeigen als vermeintliche Lösung nur auf, dass jede
sich ihren eigenen Platz im System erkämpfen solle und ihr freistünde, ob sie
sich  für  Kinder,  Küche  oder  Karriere  (oder  am besten  alles  zusammen)
entscheidet.  Auch die anderen Feminismen haben keinen Lösungsentwurf
parat,  da  sie  die  Klassengesellschaft,  auf  der  die  Frauenunterdrückung
basiert,  nicht  mit  einbeziehen  und  das  Patriarchat  als  etwas  vom
Kapitalismus bzw. der Klassengesellschaft Losgelöstes betrachten. So kommt
es aber dazu,  dass Arbeiterinnen und auch schon ihre Töchter sich eine
Zukunft  im  Kapitalismus  mitsamt  Lohn-  und  Reproduktionsarbeit  nicht
vorstellen können und verzweifelt nach Alternativen suchen. Es ist unsere
Aufgabe, ihnen eine echte Perspektive aufzuzeigen.

Dafür  müssen  wir  das  traditionelle  Rollendenken  hinter  uns  lassen,
zusammen mit dem kapitalistischen System an sich. Auch einfach Lohn für
Hausarbeit zu zahlen, würde das Problem nicht auflösen: Die ökonomische
Abhängigkeit  würde  bedingt  besser  werden,  aber  die  geschlechtliche
Arbeitsteilung, sowie die Isolation von Frauen als Hausfrauen würden weiter
bestehen  bleiben.  Deswegen muss  unsere  Lösung eine  andere  sein:  Wir
müssen die Reproduktionsarbeit auf alle Schultern der Gesellschaft aufteilen.
Das könnte zum Beispiel so aussehen, dass statt individuellem Essen Mensen
eingerichtet werden, wo jede/r lecker und gesund essen kann, aber auch
jede/r mal für die Zubereitung und das Aufräumen zuständig ist. Ähnliche
Konzepte muss es dann auch für das Putzen und die Kinderbetreuung geben.

Denn nur, wenn wir das kapitalistische System überwinden und Wohnraum
sowie  Hausarbe i t  vergese l l scha f ten ,  d ie  Bet r iebe  unter
Arbeiter:innnekontrolle  stellen  und  massiv  in  Bildung,  Soziales  und
Gesundheit  investieren,  können  wir  Frauen  (und  letztendlich  auch  alle
anderen Menschen) entlasten und so auch die Gesamtarbeitszeit reduzieren.
Nur  indem  wir  als  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  gemeinsam  und
demokratisch die Arbeit aufteilen und die Produktion planen und verwalten,
können  wir  der  doppelten  Ausbeutung  von  Frauen  nachhaltig
entgegenwirken und strukturelle Überlastung bekämpfen. Dafür müssen wir



uns an Schulen, Unis und in Betrieben organisieren und Aktionskomitees
aufbauen.  Auch  braucht  es  die  Bekämpfung  von  Vorurteilen  gegenüber
Frauen innerhalb der Arbeiter:innenbewegung sowie einen internationalen
Zusammenschluss,  der  die  Kämpfe  koordiniert.  Nur  so  können  wir  eine
internationale multiethnische antikapitalistische Frauenbewegung aufbauen,
die  eng  mit  der  Arbeiter:innneklasse  zusammenarbeitet,  welche  dann
gemeinsam mit allen Unterdrückten und Ausgebeuteten in der Lage ist, den
Kapitalismus zu überwinden. Gleichzeitig besteht auch die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  neuen  kommunistischen  Partei  und  einer  neuen
Internationale,  die  die  Kämpfe  anführen  und  zuspitzen  kann.

Auch Social Media – ein beispiellos falscher Begriff für die Datenkraken und
Geldmaschinen  im  kapitalistischen  Internet  –  müssen  wir  den
Multimilliardär:innen  und  ihrem  für  uns  schädlichen  Profitinteresse
entreißen und stattdessen demokratisch als Arbeiter:innen und Jugendliche
überwachen und kontrollieren,  damit niemand von uns mehr in eine Alt-
Right-Falle tappt, nur weil wir ein Kochrezept geliket haben. Für ein sicheres
Social  Media  für  alle,  statt  maximalen  Profiten  für  einige,  müssen  wir
Konzepte entwickeln, die unseren Bedürfnissen als Gesellschaft entsprechen
und ihre Rolle im Kapitalismus hinterfragen.

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und
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Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.

Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist



Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt
inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine
deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie
wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu

https://zms.bundeswehr.de/resource/blob/5744428/f4c19a3180e6a1e0b403d2cc5e8349e8/zmsbw-forschungsbericht-136-bevbefragung-2023-data.pdf


Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und
so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive
Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!



Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen
kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.

Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die
Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen



Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man
sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.

Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und
zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.



Statement zu Angriffen auf uns
und  ein  Outing  von
Aktivist:innen in Lüneburg
Von REVOLUTION Lüneburg, März 2024

Seit November ziehen sich durch die linke Szene in Lüneburg Gerüchte über
ein Outing von zwei Aktivist:innen aus den lokalen Antifa-Gruppen, das von
unserer  Organisation  ausgehen  würde.  Seit  November  letzten  Jahres
versuchen  unsere  Genoss:innen  vor  Ort  die  Situation  aufzulösen.
Gesprächsangebote jeglicher Art, auch E-Mails usw. blieben bis heute ohne
Antwort.
Vor einer Woche bekamen wir das Outing das erste Mal auf einem Treffen zu
sehen.  Dieses Outing hatte eine Reihe an antisemitischen Beleidigungen,
sowie physische Angriffe auf die Aktivist:innen, die darin erwähnt werden,
zur Folge. Diese Angriffe verurteilen wir zutiefst und sind durch nichts zu
entschuldigen! Wir distanzieren uns in jeder Form von diesen Angriffen und
den  Beleidigungen  und  machen  an  dieser  Stelle  nochmal  deutlich:  Wir
stecken weder hinter  dem Outing noch hinter  den Angriffen und heißen
beides nicht gut!
In einer auf das Outing folgende Stellungnahme beschreibt ein Aktivist der
Antifa  Lüneburg/Uelzen,  auch mit  Messern bedroht  worden zu sein.  Wir
stehen solidarisch mit allen Antifaschist:innen, die von solchen Übergriffen
betroffen sind.
Bei  aller Solidarität  müssen wir trotz alledem einige Dinge,  die von den
Betroffenen  in  die  Welt  getragen  werden,  ganz  klar  verurteilen  und
richtigstellen.
In einer Mail an das „Lüneburger Netzwerk gegen Rechts“ sind viele Lügen
vorhanden, zu denen wir hier Stellung beziehen wollen.
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1.  REVOLUTION  sind  Antisemit:innen  &
Hamas-Freunde
Wir haben uns in unseren Reden, durch unsere Banner und Materialien klar
gegen  Antisemitismus  positioniert  und  werden  dies  auch  weiterhin  tun.
Unsere Perspektive und Vorstellung für eine Lösung des Nahost-Konfliktes
ist sicherlich eine andere, als die der Antideutschen. Wir stehen weiterhin
und offen: Für eine freie, sozialistische und säkulare Perspektive und einen
Staat  in  dem  alle  Menschen,  unabhängig  von  Ethnie  und  religiöser
Zugehörigkeit gleichberechtigt leben können. Dass das nicht antisemitisch
ist, sollte klar sein und die Diffamierung dieser Perspektive als Antisemitisch
macht tatsächlichen Antisemitismus unsichtbar. Zu diesem Vorwurf haben
wir schon oft Stellung bezogen, für eine Ausführliche Stellungnahme wollen
w i r  a u f  d i e s e n  A r t i k e l  v o n  u n s  v e r w e i s e n :
https://onesolutionrevolution.de/unsere-solidaritaet-mit-palaestina-war-niema
ls-antisemitisch-ist-nicht-antisemitisch-und-wird-auch-nie-antisemitisch-
werden/
Zu Hamas haben wir uns zuletzt in unserem Artikel „Hamas = ISIS?!“ wie
folgt geäußert:
„Das  offensichtliche  zuerst:  Fortschrittliche  Kräfte  sollten  weder  die
Ideologie,  das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas
supporten. Verbunden mit der undemokratischen und elitären Ausrichtung
auf  den  Kampf  einiger  Tausend  Milizionäre  sowie  der  wachsendem
Strategielosigkeit,  führte  das  zum  sinnlosen  Massaker  an  hilflosen
israelischen  Zivilist:Innen,  was  nicht  nur  menschlich  schockierend  und
militärisch  sinnlos  war,  sondern  auch  die  Reihen  im  israelischen  Staat
geschlossen  und  die  Bevölkerung  dahinter  weitestgehend geeint  hat.“  ~
https://onesolutionrevolution.de/hamas-isis/

2.  Revolution  ist  verantwortlich  für  die
Angriffe  auf  die  Aktivist:innen  der  lokalen
Antifa-Strukturen
Zitat: „Außerdem sind die beiden Revo-Leute für verschiedene Angriffe auf
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Antifaschist*innen in Lüneburg verantwortlich. In den vergangenen Monaten
gab es mehrere Bedrohungen und Beleidigungen. Trauriger Höhepunkt war
eine Bedrohung mit einem Messer am 8. März 2024.“
Auch davon distanzieren wir uns entschieden! Wir heißen diese Taten nicht
gut, warum also sollten wir sie begehen?!

Am  04.  November  bemerkten  unsere  Genoss:innen,  dass  einer  der
Aktivist:innen die vom Outing betroffen sind Fotos von einer Kundgebung in
Solidarität mit den Menschen in Gaza anfertigt. Da persönlicher Kontakt zu
Personen aus diesen Strukturen bestand, fragte ein Genosse, was mit den
Fotos passieren solle und ob diese hochgeladen werden. Als Genoss:innen,
die  in  der  Vergangenheit  bereits  mehrfach  von  Antideutschen  geoutet
wurden,  als  auch  im  Rahmen  einer  rechten  Anschlagsserie  Namentlich
erfasst  wurden,  sehen  wir  das  als  nachvollziehbaren  und  berechtigten
Schritt.

Am 8. November soll eine Facebookseite erstellt worden sein, in dem ein Bild
des Fotografen veröffentlicht wurde, das nach eigenen Angaben von Nazis
stammt. Von dieser Facebookseite haben wir am 23. November erfahren. Um
dem Vorwurf, wir würden dahinter stecken entgegenzutreten, stellten wir
nachfragen an das „Anna&Arthur“, Bündnisse und Gruppen. Diese blieben
unbeantwortet.

In den Wochen und Monaten nach der Veröffentlichung, wurde der Geoutete
mehrfach auf offener Straße angegangen, teils antisemitisch beleidigt und
am 8. März mit einem Messer bedroht. In dem schon genannten Statement
werden diese Vorwürfe direkt mit uns in Verbindung gebracht, auch mit der
Begründung, dass einzelne Genoss:innen von uns, die bei den Kundgebungen
organisatorische  Aufgaben  übernommen  haben,  Teilnehmer:innen  und
Organisator:innen der Demo über die Antideutschen, die die Kundgebungen
beobachteten,  informiert  haben.  Wir  sehen es  als  unsere  Pflicht  an,  die
Kundgebung zu informieren, wenn potentielle Provokateur:innen in der Nähe
sind, um die Kundgebung zu schützen. Das als Aufstacheln zu Angriffen zu
bewerten, ist reine Diffamierung unserer Genoss:innen!



Arbeit gegen Existenzen
Durch die Anschuldigungen in so einer kleinen Stadt und den Einfluss und
die Reichweite der Person, die diese nach Außen trägt, haben die Vorwürfe
auch die  Arbeits-  und Ausbildungsbetriebe einiger  Genoss:innen erreicht.
Dort hat sich durch stille Post und die Formulierungen in der Stellungnahme
die Annahme, wir wären für Messerangriffe auf „die Antifa“ verantwortlich
herumgesprochen. Diese grausamen und unhaltbaren Vorwürfe gegen uns
werden  in  der  Lüneburger  Szene  als  Fakt  aufgenommen.  Dass  unsere
Genoss:innen massiv damit gefährdet werden, spielt für die Aktivist:innen
offensichtlich  keine  Rolle.  Wohl  wissend,  dass  die  Adresse  von  den
Genoss:innen  bekannt  ist,  dass  die  Genoss:innen  mit  ihren  Kindern
unterwegs  sind.

Bei  aller  Solidarität,  die  wir  und  unser  Umfeld  mit  den  Opfern  dieser
physischen, verbalen und psychischen Gewalt haben, verurteilen wir auch die
Leichtfertigkeit, mit der hier nicht nur mit der politischen Existenz von uns
als  Organisation in  Lüneburg,  sondern auch mit  den Existenzen unserer
Genoss:innen gespielt wird.

Die Personen hier haben sich nicht einmal die Zeit genommen ein Gespräch
zu führen,  eine gemeinsame Lösung zu finden. Jederzeit  wären wir dazu
bereit  gewesen diese  Taten öffentlich  zu  verurteilen  und die  ganze  Zeit
haben wir unsere Solidarität trotz der Vorwürfe gegen uns ausgesprochen.

Im Kampf gegen den Rechtsruck werden wir nur erfolgreich sein können,
wenn wir es schaffen, auf der Basis einer offenen demokratischen Diskussion
und solidarischer Kritik eine linke Aktionseinheit aufzubauen.

Für  eine  Einheitsfront  gegen  den  Rechtsruck  aus  Gewerkschaften  ,
sozialdemokratischen  Parteien,  Jugendorganisationen,  Antifagruppen,
Migrant:innenvereinen  und  linken  Aktivist:innen!

Solidarität  mit  allen  Antifaschist:innen,  die  von  Outings,  Gewalt  und
Repression  betroffen  sind!

Solidarität  mit  unseren  Genoss:innen  und  Freund:innen,  die  durch  die



Vorwürfe in ihrem täglichen Leben und ihrer Arbeit behindert werden!

Solidarische Grüße!

Rechtsruck, Krise und Lage von
Frauen
von Kai Zumar, Revolution, FIGHT! März 2024

Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere
gesellschaftlich Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024
als gut geölte Rutschbahn in die Hölle an. Der Klimawandel droht nach wie
vor,  unseren  Planeten  buchstäblich  höllisch  heiß  zu  machen.  Mit  der
Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint
in deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege
und Auseinandersetzungen weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden
Produktionsniveau,  Stagnation  und  Rezession,  steigender  Arbeitslosigkeit
und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit  sieht es nicht
besser aus,  wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri
Lanka oder Pakistan verdeutlicht.

Wirtschaftskrise
„Schlechter  war  die  Stimmung  in  diesem  Punkt  zuletzt  im  Jahr  der
Finanzkrise  2009“,  meinte  der  Direktor  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur Sprache
kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer
mehr  beobachten  können,  ist  direkte  Folge  dieser  damals  nicht  voll
aufgelösten Krise. Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten
war 2008 geplatzt, als sich Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam
es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch während es üblicherweise zu
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einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht und es
damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z.
B. Maschinen) kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der
Produktion  und  damit  die  Profitraten  wieder  steigen,  wurde  diese
Entwicklung  2008/9  aufgeschoben.  Erreicht  wurde  das  durch
Niedrigzinspolitik,  die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
und  internationale  Koordination.  Losgetreten  und  befeuert  durch  die
Coronapandemie und die Energiekrise rollt die jetzige Krise als Folge dieser
Politik über uns hinweg. Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen
unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und ein Eingesperrtsein mit ihren
Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und Prekarisierung
bedeutet,  was  sie  zusätzlich  ökonomisch  abhängiger  macht,  als  sie  es
ohnehin  oft  sind.  Hinzu  kam dann noch  eine  heftige  Mehrfachbelastung
dadurch, dass Frauen einerseits besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs
und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin kaputtgespart ist und wo
sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt  sind,  und andererseits,  dass durch
geschlossene  Kindergärten  und  Schulen  sowie  Homeoffice  viel  mehr
Reproduktionsarbeit in den privaten Familienhaushalt und damit die Frau in
eine  reaktionäre  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  gedrängt  wurden.  Die
Rückbesinnung  auf  die  bürgerliche  Kleinfamilie  wirkt  sich  auch  durch
steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten
lange  Lockdowns  mit  queerfeindlichen  und/oder  gewalttätigen
Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen, sich tief im Schrank
zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder
die  Aussetzung  von  lebensrettenden  Operationen  und  Behandlungen,
während Schutz- und Therapieangebote weiterhin völlig unzureichend sind.
Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter
mit Inflation und einer Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in
ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als 2008. Für Frauen, die öfter
in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
einigen  Halbkolonien  überdurchschnittlich  oft  im  informellen  Sektor
arbeiten,  macht eine Inflation von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und
weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den Unterschied zwischen
gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man



dann noch  alleine  Kinder  großziehen  muss.  Auch  queere  Menschen,  die
überdurchschnittlich  oft  arm,  arbeitslos  oder  wohnungslos  sind,  werden
besonders hart von der Krise getroffen. Die Lösungsansätze von 2008 waren
für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel besser. Doch
sie  jetzt  einfach  zu  wiederholen,  geht  auch  nicht.  Die  mitgeschleppten
Probleme der letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist
erschöpft, Quantitative Easing hat zu viele Nebenwirkungen, die Kosten sind
nicht  komplett  auf  Arbeiter:innen  abwälzbar  und  die  internationale
Konkurrenz,  entgegenstehende  Kapitalinteressen  und  daraus  entstehende
militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage
Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir
gerade  in  großem Ausmaß an  vielen  Stellen  beobachten  –  seien  es  der
Handelskrieg  zwischen  China  und  den  USA,  der  Genozid  gegen  die
Palästinenser:innen  oder  der  immer  noch  andauernde  Ukrainekrieg.  Als
Folge von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie
und die globale Rezession verlagern die imperialistischen Zentren wichtige
Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in ihre eigenen Einflusszonen
zurück  und  betreiben  so  eine  Politik  des  „Reshoring“.  Das  sehen  wir
beispielsweise  an  der  Wiedereinführung  von  Zollschranken  oder  den
Versuchen  Chinas,  eigene  Alternativen  zu  dem  internationalen
Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert sich auch in
vermehrter  imperialistischer  Blockbildung.  In  einer  Welt,  in  der  jede
Ressource und jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert  wird,
versuchen  einzelne  Kapitalfraktionen  verzweifelt,  während  der  Rezession
ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten,  um sich ihren Platz  in der
internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um
die Neuaufteilung der Welt militärische Formen an. Doch viele dieser Kriege
sind  geopolitische  Konflikte  von  Imperialist:innen,  bei  denen  für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt
und ausgebeutet werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet
Krieg die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit,
noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde Interessen erschießen zu lassen.



Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und Flucht oft
noch  extremere  Auswirkungen.  Darum gilt  es,  besonders  Kämpfe  gegen
nationale  Unterdrückung  wie  in  Kurdistan  oder  Palästina  zu
antiimperialistischen,  revolutionären  Befreiungskämpfen  auszuweiten,  in
denen Frauen eine führende Rolle  für  ihre eigene Befreiung einnehmen.
Neben einer allgemeinen Verschlechterung der Lebensbedingungen kommt
es  in  Kriegssituationen  oft  zu  einem enormen Anstieg  an  Gewalt  gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft
angewendete, verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung
oder  Bevölkerungsgruppe  nachhaltig  zu  schaden,  kommt  fern  von  jeden
Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der Zivilbevölkerung oft vor
(z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst)
2008 in einer Resolution zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in
der  Kriegsführung  aufrief.  In  dem  UNO-Bericht  dazu  von  2023  wurde
festgehalten,  dass  diese  Verbrechen  weiter  eine  relevante  Rolle  in  der
Kriegsführung  spielen,  im  Kontext  sich  zuspitzender  Konflikte  sogar
zugenommen  haben,  sie  weiterhin  auch  von  UNO-Soldat:innen  ausgeübt
werden  und  nach  wie  vor  die  meisten  Taten  unbestraft  bleiben.  Noch
extremer  als  während  Corona  trifft  auch  der  Zusammenbruch  des
Gesundheitswesens  im  Krieg  Frauen  und  LGBTQ+-Menschen  besonders
stark, nicht nur weil sie häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die
Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die Höhe. Dazu kommt, dass
eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut von
Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder
Sozialdienste  ausgesetzt,  wodurch  Frauen  mit  noch  mehr  unbezahlter
Reproduktionsarbeit zurückgelassen werden als sonst. Doch nicht nur die
zuhause  Gebliebenen  haben  es  schwer,  auch  auf  der  Flucht  zeigt  sich
sexuelle  Unterdrückung  gegen  Frauen  und  queere  Menschen.  Etwa  die
Hälfte der über 27 Mio. Menschen, die gerade auf der Flucht sind, sind
Frauen.  Auch  hier  erfahren  sie  häufig  sexuelle  Gewalt  und  tragen
Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft
Gewalt auf der Flucht.  Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der
UNO für geflüchtete Frauen wie die Einrichtung von geschlechtergetrennten
Sanitäranlagen bieten diesen Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund



sexueller Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.
Rechtsruck Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die
Situation für Geflüchtete ja immer schlechter. Die AfD in Deutschland würde
am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und nicht nur Geflüchtete,
sondern  gerne  gleich  alle,  die  kein  „reines,  deutsches  Blut“  haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich
Arbeitenden  gezwungen  sind,  Menschen  ohne  Papiere,  die  ihre  Hilfe
aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU schafft fröhlich das Asylrecht
nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es scheint, als
gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue
rechte Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu
der  Wirtschaftspolitik  des  Reshorings  und  der  Blockbildung  greift  auf
ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus um sich. Wir erleben
eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten
beim Kleinbürger:innentum und  zur  Prekarisierung  vieler  Arbeiter:innen.
Mangels irgendeiner fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil
an  Rechte,  die  versprechen,  das  Gefühl,  es  gäbe  zu  wenig,  damit  zu
beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet).  Auch das binnenmarktorientierte
Kapital wendet sich den Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten
als die der Kleinbürger:innen oder gar Arbeiter:innen. Es ist also kein Zufall,
dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall,
dass die  Rechten in  Italien Mussolinis  alte  Parole  „Dio,  patria,  famiglia“
(Gott,  Vaterland,  Familie)  wieder aufwerfen oder die  AfD dafür  ist,  dass
Kinder  die  ersten  drei  Jahre  zu  Hause  von  der  Mutter  betreut  werden,
während  sie  gleichgeschlechtlichen  Paaren  gerne  Kinderkriegen  und
Heiraten  verbieten  würde.

Reproduktionsarbeit
Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf
die bürgerliche Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren
Menschen  (siehe  Transfeindlichkeit,  besonders  in  den  USA,  Russland,



Großbritannien  …)  und  von  Frauen  (z.  B.  Kürzungen  von  Geldern  für
Frauenhäuser,  Ab�treibungsrecht)  einhergehen.  Denn  die  bürgerliche
Kleinfamilie ist der Ort, an dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert
wird.  Wer  morgens  brav  zur  Arbeit  erscheinen  soll,  wurde  irgendwann
geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene
Klamotten etc. Und wer putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen,
geht  einkaufen,  wäscht  Geschirr  und  Kleidung?  Frauen  wenden  im
Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit
auf (bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die
Kapitalist:innen,  die  dadurch  nicht  für  die  Reproduktionsarbeit
verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien wie die
Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen
Wesen halten diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso
aufrecht wie Regelungen wie z. B. die Bedarfsgemeinschaft für den Empfang
von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders in einer Krise
gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls
kostenlos  zu  mobilisieren.  Sexistische  Erzählungen  kommen  darum  in
Krisenzeiten oft mehr auf und rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und
das Abschieben von Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. In Deutschland
arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei Männern sind
es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h  v i e l e  F r a u e n ,  b e i s p i e l s w e i s e  i m
Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von ihnen wird erwartet, dass sie
den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit nachgehen
müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz
wird  so  immer  unattraktiver.  Das  möchten  die  Rechten  gerne  ändern.
Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit vergesellschaften und damit Frauen
von  dieser  Doppelbelastung  befreien.  Außerdem  sollen  alle  staatlichen
Unterstützungen  bitte  nur  für  „klassische“  Familienmodelle  (á  la  eine
deutsche  Mutter,  ein  deutscher  Vater  und  deren  leibliche  Kinder)  zur
Verfügung stehen. Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und
der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die Frau abhängig vom Mann ist, ist
gefährlich.  Zum  einen  sind  da  die  Mehrbelastung,  die  ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung



über den eigenen Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht
auf. Frauen werden täglich ermordet, einfach weil sie Frauen sind. Parallel
zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an Femiziden in den
letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es
weltweit  täglich,  die  Dunkelziffer  dürfte  weit  höher  liegen,  zumal  diese
Statistik nur von Morden in der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht.
In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein Mädchen oder eine Frau in
einem  Femizid  ermordet.  2022  wurden  so  viele  Frauen  in  einem  Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es
regelmäßig sogar mehr ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 %
dieser Morde werden von (Ex-)Partnern begangen. Und auch in Ländern, in
denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der Femizide laut den
(sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu,
dass die Krise auch die gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele
können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und Familienoberhaupt nicht mehr
spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und queere
Menschen  wird  es  sehr  schwierig,  den  unter  diesem  Druck  oft
missbräuchlichen Familien- oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.

Perspektive
So  weit,  so  deprimierend.  Doch  all  diese  Umstände  sind  mehr  als  nur
traurige Fakten. Uns als Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf,
die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt verstehen müssen. Sie zeigen uns,
dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie Scholz es
einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit
im Sinne  der  Arbeiter:innen,  der  Frauen,  queeren  Menschen,  rassistisch
Unterdrückten und all jenen wendet, die keinerlei Interesse am Fortbestehen
des Kapitalismus und seiner Krisen haben.  Gerade in solch umfassenden
Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin,
dem  voranschreitenden  Rechtsruck  und  den  drängenden  Fragen  und
Problemen unserer  Zeit  eine fortschrittliche,  linke Antwort  auf  die  Krise
entgegenzustellen.  Das  bedeutet,  Bewegungen  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenkosten auf  die  Arbeiter:innen aufzubauen und sowohl  Forderungen



gegen  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren  Menschen  (z.  B.
Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander
zu  verknüpfen.  Das  bedeutet,  dass  wir  demokratisch  legitimierte
Selbstschutzorgane  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  brauchen,  die  sich
gegen  Sexismus  und  Rassismus  sowie  rechten  Angriffen  entgegenstellen
können.  Das bedeutet,  dass Frauen und queere Menschen eine führende
Rolle  im  Kampf  um  ihre  eigene  Befreiung  einnehmen  und  gleichzeitig
verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch zu
den  Interessen  des  Kapitalismus  steht,  alle  unsere  Kämpfe  sich  deshalb
gegen diese Wurzel unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem
bedeutet  das  auch,  den  Imperialismus  und  seine  Krisen  als  globales
Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir
dabei  für  einen internationalistischen und antiimperialistischen Charakter
eintreten. Jeden Konflikt, der einen fortschrittlichen Charakter trägt, etwa
die  Verteidigung  Rojavas,  die  Befreiung  Palästinas  oder  den  Sturz  des
iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“
Bourgeoisie  und  den  Imperialismus  zu  verwandeln,  in  dem  Frauen  und
LGBTQ+-Personen  ihre  Entrechtung  beenden  und  Perspektiven  für  ein
befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die Organe
und  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unter  Druck  zu  setzen  und
gegen die Krise zu mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich
gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen stellen und
fordern,  dass  stattdessen die  Reichen zur  Kasse  gebeten werden.  Es  ist
unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven
in die aktuellen sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt
ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung zu kämpfen.



Den Rechtsruck aufhalten – aber
wie?
Von Emilia Sommer, Revolution, FIGHT! März 2024

Die Umfragewerte der AfD sind so hoch wie nie. Sie stellt zum ersten Mal
Bürgermeister:innen  und  plant  auf  Geheimtreffen  massenhafte
Abschiebungen.  Gleichzeitig  verabschiedete  die  Regierung  ein
Rückführungsgesetz, welchen ebendies erleichtert, und der  deutsche Staat
geht mit extremer Gewalt gegen palästinasolidarische Menschen vor, führt
Razzien durch und kriminalisiert Aktivist:innen. Auch wenn sie sich aktuell
medienwirksam auf den Anti-AfD-Protesten zeigt, ist klar, dass die Ampel-
Regierung mit ihrer Umsetzung rechter Forderungen den Rechtsruck aktiv
befeuert und den Aufstieg von AfD & Co mit ermöglicht.

Ein internationales Problem
Auch international ist der Rechtsruck nicht zu übersehen: Ob Fratelli d’Italia
in Italien, Geert Wilders in den Niederlanden, Milei in Argentinien oder die
rechtspopulistischen  „Schwedendemokraten“,  alle  zeigen,  dass  rechte
Regierungen  auf  dem  Vormarsch  sind  und  eine  kämpferische  linke
Perspektive noch immer auf sich warten lässt. Dabei schüren sie nicht nur
Rassismus, sondern bringen auch für Frauen und Queers einen Rollback mit
sich. So erließ  2020 das polnische oberste Gericht ein nahezu vollständiges
Verbot  von   Schwangerschaftsabbrüchen,  viele  US-amerikanische
Bundesstaaten zogen nach und auch, wenn es in Deutschland seit knapp zwei
Jahren nicht mehr strafbar ist,  warten wir vergeblich auf Streichung des
§ 218, der diese nach wie vor kriminalisiert und lediglich duldet trotz großer
Ankündigungen der Ampel. Doch die Liste geht noch weiter: In Italien stellte
die  Regierung  kürzl ich  die  Geburtsurkunden  von  Kindern  in
Regenbogenfamilien in Frage – also gleichgeschlechtlicher Eltern. Das Ziel:
Nur der „leibliche“ Elternteil soll anerkannt bleiben. Dem oder der Partner:in
wird demnach der Elternstatus entzogen. Das ungarische Parlament geht
sogar  so  weit,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  dazu  ermuntert,
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gleichgeschlechtliche  Eltern  wegen  Verletzung  der  „verfassungsrechtlich
anerkannten  Rol le  von  Ehe  und  Famil ie“  bei  den  ört l ichen
Strafverfolgungsbehörden  zu  melden.  Neben  der  Anzeige  von
Regenbogenfamilien  erlaubt  das  Gesetz  auch  die  anonyme  Anzeige  von
„jedem/r, der/die die wahre Bedeutung von Familien, die in der ungarischen
Verfassung definiert  ist,  leugnet oder ändert“.   All  das führt  uns zu der
Frage: Was tun? So weitergehen kann es schließlich nicht. Doch bevor wir
dazu kommen, müssen wir zuerst kurz anschauen, woher der Rechtsruck
kommt und warum aktuell so viele rechts wählen.

Krise und Rechtsruck: die Ursache kennen
Dazu müssen wir zunächst einen Blick in die Vergangenheit werfen: Seit der
Weltwirtschaftskrise  2007/08  hat  sich  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Kapitalisten:innen und ihren Staaten verschärft. Es kam zu einer
massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren Monopole konnten
davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht mithalten konnten.
Kleinere Unternehmer:innen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, haben
Angst, ihre Stellung zu verlieren und pleitezugehen. Getrieben von der Angst
vor sozialem Abstieg fangen sie an, laut herumzubrüllen: Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich  zu  schützen.  Kurz  gesagt:  Sie  wollen  das  Rad  der  Geschichte
zurückdrehen, um nicht ihren Reichtum zu verlieren. Sie wollen den globalen
Kapitalismus also auf reaktionäre Art bekämpfen. Mit der Fokussierung auf
Nationalstaat  und  Protektionismus  geht  auch  einher,  dass  das  Ideal  der
„bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter:innenfamilie der Ort, wo unbezahlte Reproduktionsarbeit stattfindet.
Ob  nun  Kindererziehung,  Altenpflege,  Waschen  oder  Kochen  –  all  das
reproduziert  die  Arbeitskraft  der  einzelnen  Arbeiter:innen  und  sorgt
gleichzeitig dafür, dass dem Kapital die Arbeitskraft nicht ausgeht. Oftmals
wird diese unbezahlte Hausarbeit von Frauen verrichtet. Diese Arbeitsteilung
wird dadurch gefestigt, dass sie weniger Lohn als Männer erhalten und sie
somit nach einer Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen sie
beispielsweise im Schnitt immer noch weniger als Männer trotz öffentlichem
Diskurses  über  den  Gender  Pay  Gap,  machen  deutlich  mehr  der



Beschäftigten in sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so
lang im Haushalt wie Männer. Im Kontrast dazu stehen erkämpfte Rechte
von Frauen und LGBTIAs.  Ob nun Legalisierung von Homosexualität,  die
Gleichstellungsgesetze,  das  Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen
Körper – all das lehnen die Rechten mit aller Macht ab. Das traditionelle Bild
der Frau als Mutter, emotionale Versorgerin und Pflegende trägt also aktiv
zur  Profitmaximierung  bei,  Sexismus  hat  eine  materielle  Grundlage  und
queere  Partner:innenschaften,  Identitäten  und  Familien  stellen  dieses
klassische  Bild  infrage.

Warum  wählen  aktuell  so  viele  Menschen
rechts?
Natürlich gibt es dafür mehrere Gründe. An dieser Stelle wollen wir uns
jedoch auf  einen konzentrieren –  die Finanzkrise 2007/2008.  Im Rahmen
dieser nahm nicht nur die Konkurrenz zwischen einzelnen Kapitalfraktionen
zu. Es kam auch zu einer wachsenden Verelendung der Arbeiter:innenklasse.
Damals  wurden die  Kosten der  Krise  auf  diese  abgewälzt:  Viele  wurden
entlassen,  vielerorts  sind  Löhne  nicht  gestiegen,  während  zugleich  die
Lebenshaltungskosten in die Höhe kletterten. Dagegen passiert ist nicht viel.
Massenproteste wurden im Namen der Sozialpartnerschaft klein gehalten
oder konnten nicht gewonnen werden wie in Griechenland. Das hat viele
enttäuscht und so wendeten sie sich beispielsweise der AfD zu, die sich als
Alternative  zu  den  etablierten  Parteien  mittels  Ablehnung  der  EU  und
rassistischer Hetze darstellen konnte. Doch statt dem was entgegenzusetzen,
gab es eine Verschiebung nach rechts. Viele Parteien haben sich vor den
Karren  spannen  lassen.  Während  Rechtspopulist:innen  hetzten,
verabschiedeten sie Gesetze und stimmten in den Chor mit ein. Vorbei ist die
Willkommenskultur, jetzt haben wir einen Olaf Scholz der sagt „Wir müssen
endlich konsequent abschieben”. Das ist kein Zufall: Getrieben von der Angst
vor Wähler:innenverlusten bildet Rassismus gleichzeitig ein gutes Mittel, um
von  Einsparungen  und  fehlenden  Lohnerhöhungen  abzulenken.
Migrant:innen werden zum Problem gemacht, nicht nicht die Unterordnung
aller politischen Ziele unter die Interessen des Kapitals. Die Krise im Zuge
der Pandemie befeuerte diese Entwicklung erneut. Doch so abgefuckt diese



Entwicklung ist: Es liegt in unseren Händen, etwas dagegen zu tun. Aber was
braucht es, um den Rechtsruck aufzuhalten?

Gemeinsam gegen den Rechtsruck!
Um den Vormarsch der Rechten zu stoppen, müssen wir eine Bewegung
aufbauen. Dabei braucht es nicht nur einzelne Mobilisierungen, bei denen
sich Regierungsvertreter:innen, die letzten Endes den Aufstieg der AfD mit
zu verantworten haben, ggenseitig auf die Schultern klopfen können ganz
nach dem Motto: „Jetzt waren wir auch im Widerstand!”, während sie einen
Atemzug später Gesetze verabschieden, die mehr von uns abschieben. Wir
brauchen mehr:

Raus  aus  der  Defensive:  Gegen   Sparpolitik  und  soziale1.
Unterdrückung!

Statt  sich  einfach  nur  an  den  Rechten  abzuarbeiten  und  auf  diese  zu
reagieren, müssen wir konkrete Verbesserungen erkämpfen. Das heißt, wir
sind  nicht  nur  gegen  Abschiebungen,  sondern  für  offene  Grenzen  und
Staatsbürger:innenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung, sondern
lehnen jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei
und Bundeswehr,  getreu dem Motto,  „Keinen Cent  für  Militarismus und
Repression“  ab.  Auch  treten  wir  nicht  nur  gegen  die  zahlreichen
Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, die
Enteignung der Wohnungsspekulation, der großen Banken und Konzerne ein,
für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und  Bildungssystems  durch
Besteuerung von Profit  und Vermögen der Reichen – unter Kontrolle der
Arbeiter:innen, Mieter:innen, Lehrenden und Lernenden. Dabei ist es zentral,
daran  anzusetzen,  was  den  Rechtsruck  befeuert:  Sparpolitik  und
Sozialpartnerschaft.  Allerdings darf man auch nicht der Illusion verfallen,
dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen. Diese Forderungen
müssen  konsequent  mit  Antirassismus  und  -sexismus  verbunden  werden,
denn  nur  in  praktischen  Kämpfen  kann  man  den  sich  etablierenden
Rassismus zu beseitigen anfangen. Widmet man sich in der jetzigen Situation
nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass soziale Unterdrückung spaltet,



und kann sie schlechter bekämpfen:

Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Gewinn
aus der Krise ziehen!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitende Lohnskala!

Druck ausüben und klaren Klassenstandpunkt beziehen2.

Breite Proteste, wie wir sie mit #wirsinddiebrandmauer sehen, scheinen auf
den ersten Blick wünschenswert. Doch die große Einheit, die die scheinbar
größte Stärke des Protestes ist, macht gleichzeitig ihre größte Schwäche aus.
Doch uns helfen weder Versammlung aller linken Kleinstgruppen, die die
besten Forderungen aufwerfen, aber keine reale Verankerung auf die Straße
bringen, noch riesige Proteste, die nur abstrakte, verwaschene Parolen wie
„Menschenwürde” und „Toleranz” vor sich her tragen.

Deswegen treten wir für ein Bündnis vor allem aus den Organisationen der
Arbeiter:innenklasse,  also  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie  und  linken
Reformist:innen, ein. Diese in Bewegung zu setzen, ist zentral, da sie einen
Großteil der organisierten Arbeiter:innen hinter sich herführen. Das ist ein
entscheidender Punkt, wenn es darum geht, Verbesserungen zu erkämpfen.
Dies wird nicht nur mittels Demonstrationen passieren, sondern man muss
beispielsweise mittels Streiks Druck ausüben. Das heißt nicht, dass Kräfte
wie die Grünen nicht mitlaufen können – nur sollte man für deren Beteiligung
keine  Kompromisse  eingehen.  Denn  Rassismus  und  Sexismus  sind  nicht
einfach nur beschissen. Sie schwächen auch das objektive Interesse aller
Arbeiter:innen.  Anstatt  zusammen  für  eine  bessere  Lebensgrundlage
einzutreten, bekämpft man sich gegenseitig („Teile und herrsche!“). Doch
diese in Bewegung zu setzen, ist gar nicht so einfach. Deswegen muss man
versuchen, in bestehenden Proteste zu intervenieren, und klar aufzeigen: Ihr
wollt  den Rechtsruck aufhalten? Dann lasst  uns Verbesserungen für  alle
erkämpfen und mobilisiert richtig dafür! Wir brauchen nicht nur Floskeln,



sondern konkrete Aktionen!

Um das zu ermöglichen, setzen wir uns im Rahmen solcher Bündnisse – auch
Einheitsfronent genannt – für volle Kritik- und Propagandafreiheit ein. Denn
es muss möglich sein, gemeinsam Proteste zu organisieren und gleichzeitig
Unterschiede  sowie  Differenzen  zu  äußern,  damit  auch  innerhalb  der
gesamten  Bewegung  politische  Vorschläge  diskutiert  werden.

Rein in den Alltag: Für eine Basisbewegung an Schulen, Unis3.
und in Betrieben!

Große  Demonstrationen  und  Kundgebungen  sind  gut,  aber  reichen  bei
weitem nicht aus. Sie mögen vielleicht jenen, die schon überzeugt sind, Kraft
geben.  Aber  das  Ziel  bleibt  jedoch,  mehr  Menschen  zu  erreichen  und
überzeugen.  Stattfinden  kann  das,  indem  man  Kämpfe  um  reale
Verbesserungen für alle organisieren hilft und diese an jene Orte trägt, wo
wir  uns  tagtäglich  aufhalten  müssen:  Schulen,  Unis  und  Betriebe.
Demonstrationen oder Kundgebungen können als Aufhängerinnen genutzt
werden, um Vollversammlungen vor Ort zu organisieren, Aktionskomittees zu
bilden,  die die Forderungen der Bewegung erklären und gleichzeitig mit
Problemen vor Ort verbinden. Deswegen ist es zentral, dass Organisationen,
die den Protest unterstützen, nicht nur einen Aufruf unterzeichnen, Geld
spenden  und  eine  Pressemitteilung  herausgeben,  sondern  auch  ihre
Mitgliedschaft dazu aufrufen, aktiv an Schulen, Unis und in Betrieben zu
mobilisieren.

International is’ Muss!4.

Der Rechtsruck ist nicht nur ein deutsches, sondern internationales Problem.
Hinzu  kommt,  dass  mit  Deals  zwischen  unterschiedlichen  Ländern  oder
gemeinsamen „Initiativen“  wie  Frontex  vor  allem imperialistische Länder
versuchen, sich die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Wenn wir
uns dem Rechtsruck entgegenstellen, Festungen wie die Europas erfolgreich
einreißen  wollen,  bedarf  es  mehr  als  einer  Bewegung  in  einem  Land.



Deswegen müssen wir  das  Ziel  verfolgen,  gemeinsame Forderungen und
Aktionen  über  die  nationalen  Grenzen  hinaus  aufzustellen.  Das  kann
anfangen,  indem  man  gemeinsame  Aktionstage  plant  und  schließlich
gemeinsame  Strategie-  und  Aktionskonferenzen  organisiert,  in  denen
Aktivist:innen  gemeinsam  über  die  Perspektive  der  Bewegung  entscheiden.

Bewegung alleine reicht nicht!
Doch die Aufgabenliste endet für uns damit nicht: Bewegung alleine reicht
nicht  aus.  Sie  kann  es   nicht  schaffen,  die  Wurzeln  von  sozialer
Unterdrückung  wie  Rassismus,  Sexismus  oder  LGBTIA+-Diskriminierung
auszureißen,  da  diese  mit  dem  kapitalistischen  System  verwoben  sind.
Deswegen  besteht  die  Aufgabe  für  Revolutionär:innen  innerhalb  dieser
Bewegung darin, einen klaren antikapitalistischen, internationalistischen Pol
zu  bilden  und  eine  deutliche  Perspektive  aufzuzeigen.  Wir  treten  für
Verbesserungen im Hier und Jetzt ein, müssen aber gleichzeitig den Weg
aufzeigen, wie wir zu einer sozialistischen Gesellschaft kommen. Deswegen
werfen wir auf, dass bei Finanzierungsfragen dies durch Besteuerung der
Reichen  oder  Enteignung  passieren  muss  sowie  die  Kontrolle  über
Verbesserungen und, wie diese umgesetzt werden, bei Arbeiter:innen und
Unterdrückten  liegen  sollte.  Um dies  zu  realisieren,  braucht  es  unserer
Meinung nach eine  internationale  Organisation  mit  einem revolutionären
Programm, das deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft,
Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf, und das aus den Fehlern der
Vergangenheit gelernt hat. Nur so können wir unserer Unterdrückung auch
in der Arbeiter:innenbewegung selbst entgegentreten und gleichzeitig dem
Rechtsruck die Stirn bieten.

Wir fordern deshalb:

Aufbau einer antifaschistischen und internationalen Einheitsfront aus
allen linken Organisationen und solchen der Arbeiter:innenklasse!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Kampf  dem  Rechtsruck  heißt  Kampf  dem  Kapital:  Für  ein
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!



Schlaglicht:
Männliche Toxizität

Obwohl eine geschlechtliche Rollenverteilung im Sinne des Mannes als
finanziellem Versorger der Familie und der Frau als

Reproduktionsarbeiterin eine so zentrale Rolle im Kapitalismus einnimmt,
führen die Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse gleichzeitig zu

einer Krise der bürgerlichen Familie. Frauen werden seit Jahrzehnten mehr
und mehr in die Produktion mit einbezogen, stehen oft in

Vollbeschäftigungsverhältnissen und der „Girlboss-Feminism“ fordert mehr
und mehr ihren Zugang zu Führungspositionen in Unternehmen. Obwohl es
hier nach wie vor strukturelle Ungerechtigkeiten gibt, sind Frauen heute oft
gut qualifizierte und gefragte Arbeitskräfte, die sich besser selbst versorgen

können als beispielsweise noch in den 1950er Jahren. Für viele Männer
stellt sich also heute immer drängender die Frage, welche gesellschaftliche

Rolle sie besetzen sollen, wenn ihr traditionell anerzogenes Bild des
alleinigen Versorgers immer obsoleter wird. Zu diesem Gefühl des

Bedeutungs- oder Sinnverlustes kommt bei vielen die Wahrnehmung von
Frauen als realistische Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und lässt sie in

die Arme toxisch-männlicher Propaganda laufen. Anstatt sich für eine
gleichberechtigte und ausbeutungsfreie Zukunft für alle einzusetzen, finden
sie Gefallen an der Vorstellung, Frauen in ihre traditionelle, häusliche und

unsichtbare Rolle zurückzudrängen, in welcher sie finanziell von ihnen
abhängig sind und wo sich ihre Versorgerrolle wieder verwirklichen kann.

Aufruf an alle Linken in FFF
von Jona Everdeen, Februar 2024

Bei FFF, der mit Abstand größten Gruppe der deutschen Klimabewegung,
läuft wenig. Statt gegen die miserable Klimapolitik der Ampel auf die Straße
zu gehen stellen sich Luisa und Co. meist faktisch hinter diese, mit Verweis
darauf dass die Alternative ja noch schlimmer ist.  Dass diese Politik des

https://onesolutionrevolution.de/aufruf-an-alle-linken-in-fff/


„kleineren Übels“ uns keinen Schritt nach vorne bringt sollte klar sein. Was
jedoch jüngst das größte Aufsehen erregte ist der offene Bruch zwischen FFF
DE  und  der  internationalen  Bewegung,  da  FFF  DE  lieber  hinter  dem
deutschen Staat als hinter Fridays for Future steht. Darum kommt hier unser
Vorschlag was linke Aktivist:innen innerhalb von FFF DE jetzt tun um der
Bewegung  neuen  Elan  zu  geben  und  den  Kampf  für  Klimagerechtigkeit
wieder aufzunehmen:

Klimagerechtigkeit  geht  nur
internationalistisch!
Die Führung von FFF DE distanzierte sich in letzter Zeit immer offener von
Greta  Thunberg,  die  die  Bewegung  einst  ins  Leben  rief.  Weil  sie  auf
Demonstrationen eine Keffiyeh trägt und sich aktiv dafür ausspricht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit Freiheit für Palästina einschließen muss. Dabei
steht Greta nicht alleine, sie hat die komplette internationale Klimabewegung
auf ihrer Seite! Einzige Ausnahme: Deutschland (und teilweise Österreich).
Während in anderen Ländern wie Schweden, Frankreich oder Britannien die
Klimabewegung  ein  selbstverständlicher  Teil  der  massiven  pro-
palästinensischen Proteste ist, steht ihre Führung in Deutschland hinter der
„Staatsräson“,  also  Solidarität  mit  Israel.  Wie  bereits  bei  den  Protesten
gegen den Ukrainekrieg, wo es kaum Kritik an NATO und Aufrüstung gab,
stehen auch hier Luisa Nebauer, Carla Reemtsma, Annika Rittmann und Co.
auf der Seite des deutschen Staates. Auch dessen miserable Klimapolitik wird
immer weniger kritisiert, so lobte Luisa Neubauer gar Scholz‘ Auftreten auf
der jünsten Farce einer Klimakonferenz in Dubai!

Statt  hinter  der  Außenpolitik  des  deutschen  Staates  muss  die
Klimabewegung  hinter  den  Unterdrückten  stehen!  Der  Kampf  um
Klimagerechtigkeit  muss international  geführt werden! Das bedeutet zum
Beispiel,  dass  wir  die  Kämpfe,  die  in  den  halbkolonialen  Ländern  des
Globalen Südens gegen den Umweltimperialismus geführt werden auch hier
in Deutschland als Teil unseres Kampfes sehen. Solange das deutsche Kapital
seine Produktion auf den räuberischen und zerstörerischen Ressourcenabbau
anderswo  stützt,  solange  internationale  Energiekonzerne  global  fossile



Brennstoffe  extrahieren,  solange  die  IDF  mit  deutschen  Waffen  die
Lebensgundlage der Palästineser:innen zerstört, wird auch ein neuer Radweg
in Berlin keine Kipppunkte aufhalten.  Wir brauchen auch in Deutschland
Solidaritätsstreiks  mit  internationalen  Kämpfen  und  wir  müssen  die
Verwicklungen  der  Bundesregierung  aufdecken  und  beenden!

Klimagerechtigkeit heißt Klassenkampf
Die letzten Jahre haben uns gelehrt, dass bloße Appele an „die Politik“ nichts
bewirken.  Um wirklich  Druck aufzubauen,  müssen wir  uns  an der  Basis
organisieren: in Schule, Uni und vor allem im Betrieb. Nur ein Generalstreik
ist  in  der Lage Klimagerechtigkeit  gegen die Interessen der Lobbys und
Konzerne, gegen den bürgerlichen Staat,  der in ihrem Interesse handelt,
durchzusetzen!

Die Kampagne „Wir fahren zusammen“, die versucht die Brücke zwischen
ÖPNV-Arbeiter:innen  und  der  Klimabewegung  zu  schlagen,  ist  dabei  ein
guter erster Schritt, darf aber nicht der letzte bleiben! Damit die „Allianz“
nicht  nur  am Schreibtisch  geschmiedet  wird,  sondern  auch  wirklich  mit
Leben gefüllt wird, ist es einerseits sehr richtig, dass FFF aktiv dazu aufruft,
mit den streikenden Beschäftigten auf die Straße zu gehen. Andererseits
könnte dies noch viel weitergehen, indem sich auch die Basisorgane einander
zuwenden.  Aktivistis  könnten  vor  Betriebsversammlungen  oder  bei
Betriebsgruppen sprechen, um Forderungen fürs Klima zu erklären, die in
den  Arbeitskampf  einbezogen  werden  sollten.  Und  umgekehrt  könnten
streikende Arbeiter:innen an Schulen eingeladen werden,  um über  ihren
Kampf  zu  berichten  und  die  Schüler:innen  zur  Solidarität  aufrufen.  Das
funktioniert natürlich am besten, wenn auch tatsächlich schon Basisgruppen
existieren,  kann  aber  ebenso  gut  als  Mittel  genutzt  werden,  diese
aufzubauen.

Ein weiterer sehr wichtiger Schritt wäre, nicht nur zu den Beschäftigten im
Nahverkehr,  sondern  auch  und  gerade  Brücken  zu  schlagen  zu  den
Arbeiter:innen,  die  in  klimaschädlichen  Bereichen  lohnabhängig  sind!  Es
muss  gezeigt  werden,  dass  anders  als  Konzernchefs  und  häufig  auch
Gewerkschaftsführungen behaupten, das Interesse an einer intakten Umwelt



sowie am Erhalt von Arbeitsplätzen kein Widerspruch sind, sondern Hand in
Hand gehen! Nur wenn die Arbeiter:innen die Produktion in ihren Betrieben
selber in die Hand nehmen, so wie es die Arbeiter:innen bei GKN in Florenz
taten, können sie ihre Arbeitsplätze sichern, indem sie die Produktion auf
Produkte umstellen, die in einer nachhaltigen Wirtschaft benötigt werden!
Nur eine demokratisch geplante Wirtschaft unter Kontrolle der Beschäftigten
ist  in  der  Lage  die  nötige  Transformation  durchzuführen!  Solange  die
Betriebe  in  Unternehmer:innenhand  sind,  müssen  die  Arbeiter:innen  bei
jeder Konjunkturkrise um ihre Anstellung fürchten. Organisieren wir unsere
Mitschüler:innen,  Kommiliton:innen  und  Arbeitskolleg:innen  für
Klimagerechtigkeit, für soziale Gerechtigkeit, für eine bessere Gesellschaft!

Für  die  Durchsetzung  bewegungsinterner
Demokratie!
Ein weitere Punkt, der FFF DE prägt und viele Aktivist:innen demoralisiert
hat, ist die nicht vorhandene interne Demokratie. Von dem, was sich FFF auf
die Fahne schreibt, eine basisdemokratische Graswurzelbewegung zu sein,
war bereits nach wenigen Monaten nicht mehr viel übrig. Öffentlich für die
Bewegung sprach nicht,  wer  dafür  von der  Bewegung bestimmt worden
wäre, sondern wer sich, wie Luisa Neubauer, erfolgreich in den medialen
Mittelpunkt stellen konnte. AGs die über zentrale Aspekte der politischen
Arbeit  und  Ausrichtung  von  FFF  ohne  Rücksprache  mit  der  Bewegung
entscheiden konnten basierten meist auf informellen Beziehungen und waren
häufig  sehr  stark  nach  außen abgegrenzt,  rein  kam nur,  wer  die  Leute
kannte. Diese Strukturen festigten sich über die Jahre nur noch weiter. Wer
intern diese Strukturen kritisierte und für eine andere Politik eintrat wurde
zuerst belächelt und wenn er dann weiter machte irgendwann aktiv bekämpft
so wie H. und unser Mitglied Jona Everdeen. Ausführendes Organ der FFF
internen Repression ist dabei die sogenannte „Sicherheits AG“, die in FFF,
die Aufgaben von VS, Polizei und Justiz in einem zu übernehmen scheint, und
unliebsame Stimmen auf  Basis  von  willkürlicher,  nicht  für  die  Mehrheit
einsehbarer  Gründe gerne mal  aus  Gruppen wirft.  Diese AG die  ähnlich
intransparent ist wie viele andere, war auch für den Unvereinbarkeitsantrag
gegen uns verantwortlich der zum größten Teil auf offenen Lügen basierte



die ohne weiteres hätten widerlegt werden können.

Wir schlagen vor, diesem undemokratischen und intransparenten Apparat
eine demokratische Bewegung entgegenzusetzen, in der zentrale Positionen
nicht  nur  gewählt,  sondern  auch  jederzeit  abwählbar  sind  und
Verantwortliche somit jederzeit rechenschaftspflichtig sind! Eine Bewegung,
in  der  die  demokratischen  Mehrheitsbeschlüsse  umgesetzt  werden  aber
gleichzeitig  auch  oppositionelle  Gruppen  jederzeit  das  Recht  haben  ihre
Meinung und ihre Positionen frei zu vertreten und auf Aktionen in Form von
Flyern, Fahnen, Transparenten etc. zum Ausdruck zu bringen!

Für  eine  Strategiekonferenz  der  gesamten
Klimabewegung!
Wir haben jetzt Punkte genannt die unserer Meinung nach zentrale Rollen in
der derzeitigen Krise der Klimabewegung spielen, jedoch können nicht wir
als kleine Jugendgruppe der deutschen Klimabewegung eine neue Strategie
geben.  Das  kann  sie  nur  selber!  Darum  rufen  wir  dazu  auf  eine
Strategiekonferenz  abzuhalten  an  der  alle  Teile  der  Klimabewegung
teilnehmen! Um dafür einen ersten Grundstein zu legen organisieren wir am
24.Februar  ein  Vernetzungstreffen  linker  und  internationalistischer
Klimagruppen  und  -aktivist:innen!  Dazu  wollen  wir  euch  alle  herzlich
einladen! Wenn ihr als Ortsgruppe Interesse an einer Veränderung von FFF
und der Klimabewegung in Deutschland habt rufen wir euch auf Deligierte zu
diesem Treffen zu schicken und auch wenn ihr als einzelne Aktivist:innen aus
einer grünennahen Ortsgruppe in linker Opposition steht seid ihr ebenfalls
aufgerufen  zu  kommen  und  euch  mit  anderen  linken  Aktivist:innen  zu
vernetzen!  Auch  Mitglieder  anderen  Klimaorganisationen  wie  Letzte
Generation, End Fossil  Occupy und Ende Gelände laden wir ein, an dem
Treffen teilzunehmen!



Wie befeuert der Nahostkonflikt
Rassismus  und  Antisemitismus
in Deutschland?
Von Urs Hecker, REVOLUTION Zeitung, Januar 2024

Seit dem 7.Oktober geht eine immer stärkere Welle des anti-muslimischen
Rassismus  durch  Deutschland,  welcher  oft  mit  dem  Kampf  gegen  den
Antisemitismus  begründet  wird.  In  einem  neuen  Podcast  titelt  die
Tageszeitung „die Welt“ „free Palestine“ sei das „neue Heil Hitler.“ Die CDU
veröffentlicht einen Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm, in dem sie
erklärt: „nur wer sich zur Leitkultur bekennt kann sich integrieren und ein
deutscher Staatsbürger werden“ Zu dieser „Leitkultur“ soll laut CDU auch
die Anerkennung des „Existenzrechts Israels“ zählen. Aber auch die „linken“
bürgerlichen Parteien beteiligen sich an der rassistischen Rhetorik. Neben
der rassistischen Politik und Rhetorik der bürgerlichen Parteien und Medien,
steigt aber auch die Zahl antisemitischer Aktionen. Es wurden zum Beispiel
die Häuser von Jüd:innen in Berlin mit Davidsternen beschmiert.

Um Antisemitismus und Rassismus und ihre Funktion in der kapitalistischen
Gesellschaft  zu  verstehen,  müssen  wir  uns  mit  der  Geschichte  beider
auseinandersetzen. Der „moderne“ Antisemitismus entwickelte sich aus dem
Antijudaismus  des  Mittelalters.  In  der  ständischen  Gesellschaft  des
Mittelalters  mit  ihren  starren  ökonomischen  Strukturen  übernahmen
Jüd:innen eine ökonomische Sonderrolle und waren vor allem als Kaufleute
oder  im  Geldverleih  tätig.  In  der  neu  entstehenden  dynamischen
kapitalistischen Gesellschaft verloren Jüd:innen ihre Sonderrolle und wurden
immer mehr in prekäre Lebensbedingungen gedrängt. Sie wurden von den
neuen Herrschenden von nun an als Sündenböcke verfolgt bzw. benutzt, um
die  Wut  des  von  Abstiegsängsten  geplagten  Kleinbürger:innentums  zu
befriedigen und dem wachsenden und sich bewusst werdenden Proletariat
seine  revolutionäre  Richtung  zu  nehmen.  Der  Kapitalismus  wurde  als
eigentlich funktionierendes System dargestellt und die „fremden Jüd:innen“
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seien Schuld an Verelendung, Korruption, Krise und Revolution. Besonders
das zaristische Russland,  in  dem ein Großteil  der jüdischen Bevölkerung
lebte,  verbreitete  aufgrund  der  revolutionären  Lage  im  Land  besonders
aggressiv Antisemitismus. So erfand seine Geheimpolizei die „Protokolle der
Weisen  von  Zion“,  wonach  eine  jüdische  Weltverschwörung  hinter  den
Revolutionen der Welt stecke. Und so popularisierte die weiße Reaktion die
„ jüd i sch  –  bo l schewis t i s che  We l t verschwörung . “  D iese
Verschwörungsmythen fanden großen Anklang bei  Reaktionären  weltweit
und  wurden  so  in  Deutschland  mit  dem  generell  grassierenden
Antisemitismus  verbunden  zum  Vernichtungsantisemitismus  der  Nazis,
welcher  in  der  Shoa  seinen  barbarischen  Höhepunkt  fand.

Rassismus  wie  wir  ihn  heute  kennen  entstand  dagegen  zuerst  in  den
imperialistischen  Ländern  und  ihren  Kolonien,  zusammen  mit  dem
bürgerlichen  Nationalismus.  Er  wurde  zum einem genutzt,  um Sklaverei
sowie  d ie  Überausbeutung  und  Genoz id  an  den  ind igenen
Bevölkerungsgruppen zu rechtfertigen und zu begründen. Zum anderen war
sein  Zweck  zusammen  mit  dem  Nationalismus  eine  Identifikation  der
Arbeiter:innen mit  ihren nationalen Bourgeoisien in den imperialistischen
Ländern und ihren Siedlungskolonien zu schaffen. Dies gelang zuerst in den
Siedlungskolonien,  allen  voran  in  den  heutigen  USA,  da  hier  die
einwandernden  Arbeiter:innen  von  Landnahme,  Genozid  und  Sklaverei
profitierten und ihre Dasein als Lohnabhängige oft nur zeitlich beschränkt
war.  Nach  einigen  Jahren  des  Lohnarbeitens  winkte  das  eigene  durch
Landraub  in  Besitz  genommene  Stück  Land  im  Westen.  Dieses
kleinbürgerliche Bewusstsein breitet sich mit Beginn der imperialistischen
Epoche  in  privilegierten  Teilen  der  Arbeiter:innenklasse  erst  in
Großbritannien und später in allen anderen imperialistischen Ländern, so
auch  Deutschland,  aus.  Die  materielle  Basis  hierfür  war,  dass  sich  die
imperialistischen  Bourgeoisien  durch  die  Stärke  der  Arbeiter:innenklasse
gezwungen sahen, ihr Zugeständnisse zu machen, wovon die besonders gut
organisierten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  stark  profitierten.  Diese
Zugeständnisse  waren  und  sind  aber  erst  durch  die  besonders  starke
Ausbeutung  anderer  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  (meistens  in  den
Halbkolonien und/oder aus diesen migrierte Arbeiter:innen) möglich. So ist



zum Beispiel der „Sozialstaat“ durch Steuern auf die Superprofite finanziert,
welche  imperialistische  Unternehmen in  den  Halbkolonien  erzielen.  Dies
führte  dazu,  dass  das  falsche  Bewusstsein  des  Nationalismus  und  der
„gemeinsamen  nationalen  Interessen“  der  Arbeiter:innen  und  „ihrer“
nationalen  Bourgeoisie  entstand.  Dieser  privilegierte  Teil  der
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Ländern,  die  sogenannte
Arbeiter:innenaristrokratie,  war  und  ist  dominierend  in  den  großen
Arbeiter:innenparteien  und  Gewerkschaften,  womit  sich  ihr  falsches
Bewusstsein auf den Großteil der Klasse ausbreiten konnte. In Deutschland
richtete  sich  der  Rassismus  zuerst  vor  allem  gegen  die  national
unterdrückten slawischen Arbeiter:innen Ost- und Mitteleuropas, da diese
vom  deutschen  Imperialismus  national  unterdrückt  wurden  und  einen
Großteil der frühen Arbeitsmigrant:innen darstellten. Dieser anti-slawische
Rassismus spielte zusammen mit dem Antisemitismus eine zentrale Rolle in
der  Nazi-Ideologie  und  war  entscheidende  Rechtfertigung  für  den
Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion. Als in den 50er und 60er Jahren
immer mehr Arbeitsmigrant:innen aus südeuropäischen und westasiatischen
Ländern  in  die  BRD  einwanderten,  entwickelte  sich  auch  ein  starker
Rassismus gegen diese, wobei sich hier vor allem auch der anti-muslimische
Rassismus  herausbildete,  welcher  durch  den  sogenannten  „Krieg  gegen
Terror“ massiv befeuert wurde. Die sogenannten „Gastarbeiter“ besaßen so
gut wie keine Rechte und wurden lange von den großen Gewerkschaften
ausgeschlossen. Seitdem wurde der anti-muslimische Rassismus nur stärker
in  Deutschland,  obwohl  einige  Rechte  erkämpft  werden  konnten.  Anti-
muslimischer Rassismus genießt weiterhin eine hohe Popularität innerhalb
des  (Klein)Bürger:innentums  und  unter  reaktionären  Teilen  der
Arbeiter:innen.

Heute  wird  oft  von  „importierten  Antisemitismus“  gesprochen,  um
Migrant:innen den Antisemitismus in Deutschland in die Schuhe zu schieben.
Das  ist  großer  Unfug  und  extrem  gefährlich.  Der  Großteil  aller
antisemitischen Straftaten in Deutschland wird von Rechten begangen und
zuletzt in der Corona-Pandemie gingen noch zehntausende Deutsche unter
antisemitischen Parolen auf  die  Straße.  Solidarität  mit  Palästina ist  kein
Antisemitismus,  wie  wir  auch  schon  in  anderen  Artikeln  erklärt  und



begründeten.  Dennoch  stimmt  es,  dass  auch  einige  offen  antisemitische
Rechte sich vordergründig palästinasolidarisch geben. Sie Kritik am Staat
Israel, um antisemitische Hetze zu verbreiten, indem sie Jüd:innen und den
Staat Israel  gleichsetzen. Oft  wird Israel  in der Tradition antisemitischer
Verschwörungstheorien  als  Zentrum  der  jüdisch  (-bolschewistischen)
Weltverschwörung gesehen. Ihnen geht es also gar nicht um die Freiheit der
Palästinenser:innen, sondern nur darum, Antisemitismus zu verbreiten.
Es  soll  hier  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  einige
palästinasolidarische  Menschen  antisemitischen  Denkmustern  anhängen,
indem sie z.B Israel mit Jüd:innen gleichsetzen (wie es ja selbst der deutsche
Staat tut) und/oder behaupten, die westlichen Imperialist:innen seien vom
Zionismus gesteuert und damit die realen Verhältnisse auf den Kopf stellen.
Diese Positionen resultieren aber, im Gegensatz zu den deutschen Rechten,
aus berechtigter Wut gegenüber der israelischen Besatzungspolitik, im Zuge
derer aber falsche Schlüsse gezogen und rechten und bürgerlichen Mythen
geglaubt  wurde.  Wir  wollen  diese  Einstellung  hier  aber  natürlich  nicht
verharmlosen, sie ist falsch und stellt eine reale Gefahr für Jüd:innen dar. Sie
ist  aber  nicht  Teil  der  Palästinasolidarität  als  solcher  und es  ist  unsere
Aufgabe  als  Revolutionär:innen  diesen  Einstellungen  in  der  Bewegung
entgegenzutreten.

Trotz dessen nimmt der anti-muslimische Rassismus weiter zu! Wir erleben
eine  schärfere  Einschränkung  migrantischer  Rechte,  eine  immer
rassistischere  Hetze  der  bürgerlichen  Medien  und  den  bundesweiten
Aufstieg der AfD, wobei sich auch die klassischen bürgerlichen Parteien nach
rechts  bewegen  und  immer  rassistischer  vorgehen.  Die  außenpolitische
Unterstützung  für  Israel  wird  im  Inneren  genutzt,  um  Migrant:innen
pauschal  Antisemitismus  vorzuwerfen  und  somit  ihre  Entrechtung  zu
begründen.  In  Sachsen-Anhalt  wurde  vor  kurzem  das  Bekenntnis  zum
Existenzrecht  Israels  Teil  der  Voraussetzungen  zur  Einbürgerung  von
Migrant:innen,  Faeser  spricht  davon,  „kriminelle“  Migrant:innen
abzuschieben und die CDU fordert, dass bundesweit ein Bekenntnis zu Israel
Voraussetzung für eine Einbürgerung wird, bzw. dass Migrant:innen sogar
ihre  Staatsbürger:innenschaft  entzogen  werden  soll,  wenn  sie  sich
palästinasolidarisch  äußern.



Natürlich wird der Rassismus in Bezug auf Palästinasolidarität auch genutzt,
um  die  „Heimatfront“  ruhig  zu  halten,  Deutschland  unterstützt  Israels
Genozid aus seinen imperialistischen Interessen heraus und will den Dissens
so  marginal  wie  möglich  halten.  Hier  wird  der  Rassismus  genutzt,  um
Palästinasolidarität  als  etwas  Fremdes,  nicht-Deutsches  darzustellen  und
unseren Protest zu isolieren und die deutsche Mehrheitsgesellschaft dagegen
aufzubringen.  Auch  migrantische  Gruppen,  die  palästinensisch  oder
palästinasolidarisch  sind,  erfahren  besonders  harte  Repression,  wie
Samidoun  oder  Zora.
Der Rassismus und die Entrechtung dienen dem deutschen Kapital. Denn so
können sie migrantische Arbeiter:innen noch stärker ausbeuten, sie politisch
kaltstellen und die Arbeiter:innenklasse als Ganzes weiter spalten, Solidarität
unterbinden und die  Kampffähigkeit  massiv  schwächen.  In  der  aktuellen
Krise ist das für das deutsche Kapital besonders nötig, weswegen sich diese
Politik auch weiter verschärfen wird.

Wir müssen also konsequent gegen Rassismus
und Antisemitismus kämpfen!
Dazu müssen wir uns gegen den bürgerlichen Staat, seine Staatsräson und
gegen  den  generellen  Rechtsruck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stellen!
Beide  Formen  der  Diskriminierung  haben  ihre  materielle  Basis  im
kapitalistischen System und können nur mit diesem überwunden werden. Wir
müssen auch gegen das falsche rassistische und antisemitische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  kämpfen!  Dazu  müssen  wir  hier  in
Deutschland den palästinensischen Befreiungskampf, antirassistische – und
antifaschistische Kämpfe vorantreiben und unterstützen! Wir müssen diese in
unsere  Schulen,  Unis  und  Betriebe  tragen  und  den  Schulterschluss  mit
Arbeitskämpfen, wie denen am Hamburger Hafen, suchen. Wir müssen eine
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innen vertreten, denn
nur im Kampf mit dem System können Rassismus und Antisemitismus besiegt
werden!



Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
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keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir



selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:



Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn



man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,

https://t.me/jugendgegenabschiebung


um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

Für kostenloses Schulessen und
Schüli-Kontrolle  über
Speisepläne!
von Oskar Oi, Februar 2024

Schüler:innen aus Braunschweig hatten vor einigen Wochen ihr schlechtes
Mensa-Essen  endgültig  satt.  Deswegen  haben  sie  sich  kurzerhand  dazu
entschlossen, die Mensa zu bestreiken. Wir Schüler:innen kennen das leidige
Thema: Wir müssen in kürzerer Zeit und dafür länger in den Nachmittag
hinein möglichst viel Unterrichtsstoff lernen und oft in der Schule essen.
Nicht  nur  mit  dem Leistungsdruck dürfen wir  uns  herumschlagen:  Auch
haben wir während der Zeit, die wir in der Schule verbringen, häufig Essen,
das  uns  nicht  zufriedenstellt  und  ungesund  ist.  Die  Braunschweiger
Schüler:innen gehen mit Beispiel voran und hatten mit ihrem Streik auch
noch erfolgt! Es brauch: Schüler:innenkontrolle über die Speisepläne und
darüber hinaus dieses Essen auch umsonst! Doch was macht die deutsche
Staat wegen dem schlechten Schulessen?

Als  Gegenmaßnahme  des  Problems  hat  die  Bundesregierung  eine  neue
Strategie für unser Schulessen beschlossen: Weniger Fleisch, Zucker, Fett
und Salz – dafür mehr Gemüse und Obst sollen auf den neuen Speiseplänen
stehen. Das Landwirtschaftsministerium feiert sich jetzt zwar selbst auf der
Website, allerdings ernten sie viel Kritik von der bürgerlichen Presse. So
schreibt  beispielsweise  „Foodwatch“:  „Für  dieses  wohlklingende,  aber

https://onesolutionrevolution.de/fuer-kostenloses-schulessen-und-schueli-kontrolle-ueber-speiseplaene/
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https://onesolutionrevolution.de/fuer-kostenloses-schulessen-und-schueli-kontrolle-ueber-speiseplaene/


weitgehend folgenlose Papier hat die Ampel-Koalition also die Hälfte ihrer
Legislaturperiode gebraucht?“ Die Strategie wird auch von der AOK oder
dem  WWF  kritisiert,  da  keine  Umsetzung  zu  erwarten  ist  bzw.  nicht
dargelegt wird, wie die Ideen konkret umgesetzt werden sollen. Auch wir
teilen diese Kritik, sehen die Problemfelder aber noch weitreichender und
schätzen es auch nicht als realistisch ein, dass tatsächliche Verbesserungen
für uns alle dadurch erreicht werden. Die Ernährungsstrategie ändert nichts
an den herrschenden Verhältnissen der Unterfinanzierung von Schulen. Sie
soll  zwar verbindlich sein,  aber de Facto wird nicht  ersichtlich,  wie das
durchgesetzt  werden  soll.  Somit  wird  wohl  kaum  eine  Schule  oder  ein
Unternehmen  diese  doch  eher  als  Vorschlag  zu  betrachtende  Strategie
umsetzen.

An Schulen ist das Essen häufig so schlecht, dass viele Schüler:innen auf
ungesundes  Fastfood  oder  das  gute,  alte  Pausenbrot  zurückgreifen.  Oft
können  die  Kosten  für  das  Schulessen  die  Schülerschaft  spalten,  da
Arbeiter:innenfamilien häufig nicht das Geld für die tägliche Versorgung mit
einer warmen Mahlzeit in der Schule aufbringen können, aber in Vollzeit
arbeiten müssen. Die Tendenz geht in Richtung immer längerem Unterricht,
weil sich viele Eltern nicht mehr leisten können, nur halbtags arbeiten zu
gehen,  um  beim  Lernen  zu  helfen,  und  der  Schulstoff,  der  zunehmend
komplexer wird und in kürzerer Zeit durchgedrückt werden muss. Dennoch
haben viele Schulen das Essen den jetzigen Verhältnissen nicht angepasst.
So  assoziieren  viele  Schüler:innen ihr  Mensaessen  mit  ungesunden,  sich
häufig wiederholenden Speisen.

Auch Schulen unterliegen bei dem Thema der Logik des Marktes und müssen
einen günstigen Anbieter für das Essen auswählen, was häufig der Auslöser
für das schlecht schmeckende, teils ungesunde Essen ist. Als eine weitere
Maßnahme,  um die  Kosten  gering  zu  halten,  haben einige  Schulen  sog.
„Mensamütter“, also Arbeiter:innen (meistens Frauen), die in der Kantine
arbeiten,  aber  nicht  kochen.  Damit  wird  die  Rolle  der  Mutter  in  der
bürgerlichen Familie auch noch außerhalb des Privaten institutionalisiert.
Wenn diese Frauen Bezahlung erhalten, dann ist diese sehr gering, sodass
sie abhängig von ihren Ehemännern bleiben. Allein schon durch den Namen



wird den Frauen (Müttern) ihre Rolle in der Care-Arbeit zugeschrieben.

Kollektive  Küchen  rein  in  Schule,  Uni  und
Fabrik
Grundsätzlich ist  das Konzept Mensa eine sehr gute Idee,  die Menschen
mittags zu versorgen. Man kann zusammen mit den Freund:innen essen, es
ist günstig und es muss nicht selbst gekocht werden. Wir als Marxist:innen
befürworten diese Idee also und wollen einen Ausbau solcher Institutionen,
da so vor allem Frauen entlastet werden, die häufig für das Kochen zuständig
sind – es muss nicht mehr jeder sein eigenes Süppchen kochen und wird so
entlastet. Auch fällt es leichter, sich vollwertig zu ernähren, da es häufig
schwer ist, zwischen Job, Haushalt, Lernstress und dem, was sonst in der
kapitalistischen Gesellschaft anfällt, Zeit für gesunde Ernährung zu finden
und die  hohen Lebensmittelpreise  in  Zeiten von Inflation diese ebenfalls
erschweren.

In vielen der genannten Bereiche gibt es schon eine Kantine oder Mensa.
Allerdings sollten diese nicht nur Mittagessen, sondern auch alle weiteren
Mahlzeiten anbieten,  so  dass  die  Menschen aus ihrer  häuslichen Sphäre
herauskommen und mit  ihren Freund:innen,  Verwandten usw. in Kontakt
treten können. Das dämmt die durch den Kapitalismus erzeugte, zunehmende
Vereinsamung ein. Leute können beim Essen neue Kontakte knüpfen, was
häufig  in  den  eingefahrenen  Konzepten  in  Schulen  nicht  möglich  ist.
Schüler:innen, die nicht ins Bild passen, müssen sich oft die Schmach geben,
alleine zu essen. Dabei sollte auch das ja eigentlich nicht schlimm sein. Es
gibt  Menschen,  die  Ruhe  beim  Essen  brauchen.  Auch  das  sollte  in  die
Konzepte der Kollektiven Kantinen mit  eingebracht werden und es sollte
Bereiche geben, in denen es ruhiger zugeht.

Kostenloses Schulessen –  Wer soll  das bitte
bezahlen?
Die  Ampelregierung  hat  aufgrund  des  Haushaltslochs  immer  weitere
Sparmaßnahmen angekündigt. In Zeiten von allgegenwärtiger Armut sind die



Folgen verheerend. Wir fordern, dass unser Essen in Schule und Betrieb
künftig kostenlos ist.  Auch die Mitarbeitenden in der Küche müssen fair
bezahlt werden. Dabei kommt von Neoliberalen immer wieder die Frage nach
der Finanzierbarkeit auf – natürlich nur wenn es um soziale Absicherungen
oder  Hilfen  geht.  Das  Essen  ließe  sich  durch  stärkere  Besteuerung  der
Reichen  bezahlen.  Diese  reformistische  Forderung  lässt  sich  auch  im
bürgerlichen Staat umsetzen, wie bspw. Frankreich zeigt. Cateringservices,
die Schulen, Kitas und Unternehmen beliefern, sollen enteignet und unter
Arbeiter:innenhand gestellt werden, um sie so der Profitlogik zu entziehen.
Keine Profite mit unserem Essen!

Die  Strategie,  die  die  Ampelregierung  vorgestellt  hat,  wird  wohl  kaum
umgesetzt werden, auch wenn es grundsätzlich gute Verbesserungen wären,
die tatsächlich zu gesünderer Ernährung und mehr Nachhaltigkeit beitragen
würden,  wenn  sie  umgesetzt  werden.  Aus  dem  Strategiepapier  geht
allerdings nicht hervor, wie das bezahlt werden soll, was dann darin münden
wird, dass sich keiner für die Finanzierung verantwortlich fühlen wird. Auch
wirft die Strategie nicht die soziale Frage auf. Landwirtschaftsminister Cem
Özdemir fordert, dass gutes Essen nicht vom Geldbeutel abhängig sein darf.
Das  sagt  er  zwar,  dennoch  gibt  das  Papier  keine  Perspektive,  wie  das
umgesetzt werden soll. Weil keine Taten folgen, scheinen es leere Worte zu
sein. Dementsprechend ist nicht zu erkennen, wem dieses Strategiepapier
überhaupt nützen soll. Das Ministerium für Landwirtschaft und Ernährung
kann sich jetzt zwar auf die Schulter klopfen, da sie das Papier vor dem
Bundestag  durchbekommen  haben  und  dieser  dafür  abgestimmt  hat,
allerdings ist nicht absehbar, dass darauf auch Taten folgen und das Essen
dann auch tatsächlich besser und nachhaltiger wird.

Für Schüler:innenkontrolle der Speisepläne!
Im Prozess, wie das Papier erstellt wurde, gab es ein Bürgerforum, bei dem
einige Menschen ihre Ideen einbringen konnten. Mit sozialistischen Räten
hat das natürlich nichts zu tun und soll es auch nicht. Die Bürger werden
lediglich  angehört,  die  Entscheidungsmacht  liegt  nicht  bei  ihnen.  Dieser
Umstand  ist  kritikwürdig.  Auch  gibt  es  an  manchen  Schulen  einen



„Essensausschuss“, der aus Schüler:innen besteht und von den Schüler:innen
der Schule gewählt wird. Grundsätzlich klingt das erstmal positiv. Allerdings
kann der Ausschuss nur Vorschläge einbringen und vertritt  die  Anliegen
bezüglich des Essens der Schüler:innenschaft. Die hier eingebrachten Ideen
sind nicht verbindlich und oft wird überhaupt nichts davon umgesetzt. Es
scheint,  als  werde beispielsweise die Forderung nach mehr Auswahl  von
vegetarischem oder veganem Essen seit Jahren ignoriert. Der Staat wird uns
auch in der Ernährungsfrage nicht helfen.  Es gilt,  Schüler:innenkomitees
aufzubauen und so eine Opposition zur Schulleitung zu bilden, um auch die
Forderungen, die das Essen betreffen, demokratisch durchzusetzen.

Deshalb fordern wir:

Our  food,  our  choice!  Für  die  demokratische  Entscheidung  über  den
Speiseplan
Kostenloses Schulessen, finanziert durch Besteuerung der Reichen
Die  Vergesellschaftung der  Hausarbeit!  Gemeinschaftliches,  gesundes  und
günstiges Essen für jeden aus kollektiven Großküchen in allen Stadtteilen, in
Unis, Schulen und Betrieben!


